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Beklagte und Rsvisionsbeklag#e.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 25. Mai 1976 durch den

Vbreitzenden Richter Dr. D e p-p r i c h ,
üeü®■r■ay md_Reuseher mm

die ehrenamtlichen Richter B e e r} und
Uisselnann '

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird des Urteil ion“
Landessozialgerichts Niedersachsen vom 26. Juni

1975 aufgehoben. Die Suche wird zu neuer Ver—
handlung und Entscheidung an dieses Gericht
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Der 1928 geborene Kläger, italienischer Steatssngéhöriger,

war in seiner Heimat bis zur Aufnahme einer Beschäftigung

' in der Bundesrepublik im Jahre 1961 seit 4956 als Held-

arbeiter tätig gewesen. Seit 1965 war er beim Klosterforst-

amt Göttingen wiederum als Ualderbeiter beschäftigt. Nach

Absolvierung eine: Lehrgangs legte der Kläger im Dezember

} 1965 die Ueldfeehsrbeiterprüfung ab; er war sodann bis

März 1972 als Ueldfachgrbeiter tätig.

Den vom Kläger im Mai 1972 gestellten Rentenantrsg lehnte

-die beklagte Lendesversicherungsanstalt (LVL) mit Bescheid

vom 13. November 1973 mit der Begründung ab, daß dieser

noch leichte bis nittelschwere Arbeiten verrichten könne

und daher noch nicht berufsunfähig sei.

Mit der hiergegen erhobenen Klage hatte der Kläger keinen

Erfolg. Durch Entscheidung vom 26. Juni 4975 hat das
Landessozielgericht (LSG) Niedersachsen die Berufung des
Klägers gegen des qugdbweisende Urteil des Sozialgerichts

(SG) Hildesheim von 24. 0ktdber 1974 zurückgewiesen und
ausgeführt: Berüfsunfähig im Sinne des 5-4246 Abs. 2 der
Reichsversicherungsordnung (EVO) sei ein Versicherter denn,

wenn—er einen unzumutbaren Einkommensverlust, d.h. in Ver-
gleich zur bisherigen Berufstätigkeit van 20 v.H. und

mehr hinnehmen müsse. Die anderssrtigen Auffassungen ins-
besondere des_4. und 5. Senats des Bundessozielgerichts

(BSG) träfen nicht zu. Der Kläger sei zu leichten bis.
mittelschueren Arbeiten aber auch zu leichter Akkordsrbeit

fähig. Mit einer Arbeit nach Löhngruppe VI (Jetzt V) des
Lohntsrifvertrages für die niedereächsisdhe Metallindu-
strie von 14. Dezember 1971, die keine Anlerneusbildung

vorenssetze, brauche der Kläger gegenüber den durchschnitt-
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‘lichen Einkommen eines Waldfacharbeiters mit einem Stunden-

lohn von 5,91 DM (zuzüglich Leistungszulage) keine unzu—
mutbare Lohneinbuße hinzunehmen.

Gegen dieses Urteil hat der erkennende Senat auf die Be-

schwerde des Klägers die Revision zugelassen (Beschluß vom

24. Oktober 4975). Der Kläger hat die Revision eingelegt.
Er trägt vor: Das LSG habe den sprachlichen Problemen aus-
ländischer Angehöriger der Eur0päischen Gemeinschaft nicht

die angemessene Bedeutung zuerkannt. Die zu seinen Gunsten

auf Grund der Normen des eur0päisGhen Gemeinschaftsrechts

gegebenen Rechtsgarantien seien verletzt. Das angefochtene

Urteil füge sich auch nicht in die Rechtsprechung des BSG

' zur Berufsunfähigkeit, insbesondere zum sogenannten Drei-

_stufenschema ein.

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen
vom 26. Juni 4975, das Urteil des Sozialgerichts

Hildesheim vom 24. Oktober 4974 und den Bescheid

der beklagten Landesversicherungsanstalt Schwaben

vom 43. N0vember 1975 aufzubdben;

die Beklagte zu verurteilen, ihm mit Wirkung

ab 4. Mai 4972 die gesetzliche Rente iegen

Berufsunfähigkeit zu gewähren; der Beklagten

die außergerichtlichen Kosten aufzuerlegen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Was die für den Kläger als Ausländer bestehenden Sprach-
schwierigkeiten anbelangt, seien sie analog der Rechts—

figur des Vorversicherungsleiden8, aber auch deswegen un-
beachtlich, weil 5 1246 RVGnur die Risiken der Krankheit
und der körperlichen und geistigen Gebrechen abdecke. Eine
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Besserstellung der ausländischen Staateangehörigen gehe

nicht an. Überdies spreche der Kläger ausreichend deutsdh.

II.

Die zulässige Revision ist insoweit begründet, als das

angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache an die Vor-

instanz zurückzuverweisen war.

Nach 5 1246 Abs. 2 Satz 1 EVO ist berufsunfähig ein Ver—

sicherter, dessen Erwerbsfähigkeit auf weniger als die

Hälfte derjenigen eines vergleichbaren gesunden Ver-

sicherten sbgesunken ist. Dabei umfaßt der Kreis der

Tätigkeiten, nach denen die Erwerbsfähigkeit eines Ver—

sicherten zu beurteilen ist, nach 5 1246 Abs. 2 Satz 2
aaO alle Tätigkeiten, die seinen Kräften und Fähigkeiten

entsprechen und ihm unter Berücksichtigung der Dauer und

des Umfenges seiner Ausbildung sowie seines bisherigen Be—

rufes und der besonderen Anforderungen.seiner bisherigen

Berufstätigkeit zugemutet werden können. Bei der Bestimmung

des Kreises der zunutbsren Verweisungstätigkeiten kommt es

mithin auf den "bisherigen Beruf" bzw. die "bisherige Be-
rufstätigkeit" (Häuptberuf) entscheidend an; die Ausbil-
dung kennzeichnet nur den Weg, auf den die den Beruf

qualifizierenden Kenntnisse und Fähigkeiten erworben

werden (vgl. SozR nr. 22 zu € 45 EKG; BSGE 58, 155 - SozR

"2200 5'1246 Nr. 4). Bidheriger Beruf des Klägers ist der
des Waldfacharbeiters; diesen Beruf hat der Kläger vor
Stellung des Rentenäntrages nach Ablegung der vorgeschrie-
benen Prüfung im Jahre 4965 zuletzt versicherungspflichtig

ausgeübt.

Entgegen der Ansicht des LSG kann der Kläger als Waldfach-
arbeiter nicht auf alle einfachen, unqualifizierten Berufs-
tätigkeiten verwiesen werden, in denen er im Vergleich

zum bisherigen Beruf keine Lohnebdbuße von 20 v.H. oder
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mehr in Kauf zu nehmen hat. Der erkennende Senat hat noch'

in Jüngster Zeit wiederholt darauf hingewiesen, daß an dem

von der Rechtsprechung des BSG zur Frage der Verweisbarkeit

qualifizierter Arbeiter entwickelten, wenn auch nicht als

starrer Rahmen mißzuverstehenden Mehrstufenschema -
Unter;

scheidung einer oberen, einer mittleren und einer unteren

Gruppe von Arbeiterberufen - festzuhalten sei (vgl. z.B.

den erkennenden Senat in SozR Nr. 105 zu 5 1246 RVG; BSGE
58, 155 _ SozR22°0 5 1246 Nr. 4 mit zahlreichen Nachweisen;
zustimmend hierzu z.B. Schmeling, Soners 1975. 285). Nach
dieser Rechtsprechung, auf deren Einzelheiten Bezug ge-

nommen wird, gehört ein Lehrberuf zur oberen Gruppe des

'Schemas" mit der rechtlichen Folge, daß die dort einzu—

stufenden Versicherten auf die Tätigkeiten der oberen, aber

—da ihnen ein gewisser beruflicher Abstieg nach 5 1246
Abs. 2 Satz.2 RVO "zuzumuten" ist — auch auf die Tätigkei-

ten der mittleren Gruppe (Leitberuf: Arbeiter mit aner-
„

kannten oder vergleichbar qualifizierten Anlernberuf) sowie

auf diejenigen Tätigkeiten der unteren Gruppe der ungelern-

ten Arbeiter verwiesen werden können, die sich aus deren

nllgemeinem Kreis positiv hervorheben.

Dieses Festhalten an einem Mehrstufenschema bedeutet kein

Beharren auf einer überlebten Berufe-, Standes— oder

Prestigeordnung (vgl. Tennstedt, Berufsunfähigkeit im
Sozialrecht, Dissertation Göttingen, 8. 219 ff). Der Senat
knüpft vielmehr gleichermaßen an das Gesetz wie an die Wirkp

lichkeit der Berufswelt an. Dadurch, daß 5 1246 Abs. 2
Satz 2 RVO die Zumutbarkeit einer Verweisung außer von der

- in aller Regel berufsqualifizierenden - Ausbildung gbich-

wertig und selbständig vom "bisherigen Beruf", d.h. der

Bedeutung des Berufes im Betrieb_sowie von den “besonderen
Anforderungen", d.h. von den positiv zu bewertenden Merk,

malen der bisherigen Berufstätigkeit abhängig macht, stellt

das Gesetz den qualitativen Wert des bisherigen Berufes an
den Ausgangspunkt aller rechtlichen Überlegungen. Auch in
der Wirklichkeit des Berufslebens unterscheiden sich die
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Berufstätigkeiten in ihrer Qualität ganz augenscheinlich.

Zwischen der Tätigkeit z.B. eines Kraftfahrzeugelektrikers

und eines Bauhelfers besteheh manifeste qualitative Unter-

schiede, die nichts mit berufsständischen Eingrenzungen

oder mit dem Festschreiben eines veralteten Sozialprestiges

zu tun haben. Diese Qualitätsunterschiede spiegeln die Viel-

falt der technisch—wirtschaftlichen Anforderungen, die der
moderne Industriestaat an Fähigkeiten und Können der arbei—

tenden Bevölkerung stellt. Für die Abgrenzung des Kreises

der zumutbaren Tätigkeiten verlangt 5 1246 Abs. 2 Satz 2
_RVG nach alledem die Ermittlung der Qualität des bisherigen

Berufes, nicht etwa einen vergleich willkürlicher äußer—

lieher Merkmale. unter anderem um dies klarzustellen, hat

der Senat wiederholt herausgestellt, daß selbst die Er--

wähnung von Umfang und Dauer der Berufsausbildung in

Satz 2 aaO keine selbständige Bedeutung hat, sondern allein

den Weg kennzeichnet, auf dem die berufsqualifizierenden»

Kenntnisse und Fähigkeiten regelmäßig erworben werden (vgl.

SozR Nr. 22 zu_$ 45 EKG; BSGE58, 153 - BozR 2200 € 1246 "
Nr. 4). Folgerichtig hat der Senat weiter betont, daß ein
Arbeiter, der einen der oberen oder mittleren Gruppe des

Schemas einzufügenden Beruf nicht nur vorübergehend voll-
wertig ausgeübt hat, der entsprechenden Gruppe zuzuordnen
ist, auch wenn er die für diesen Beruf vorgesehene Ausbil-

dung nicht durchlaufen hat. Daher bestehen auch keine Be—
denken, der oberen oder der mittleren Gruppe Berufe zuzu-
weisen, für die keine oder keine besonders qualifizierte
Ausbildung vorgesehen ist, sofern nur die Bedeutung des

Berufes im Betrieb oder die an ihn zu stellenden, positiv

zu bewertenden Anforderungen eine entsprechende Einordnung
'verlangen und erlauben. Deshalb sieht der Senat im aner—
kannten Lehrberuf nur den Leitberuf der oberen Gruppe, im

anerkannten Anlernberuf nur den Leitberuf der mittleren.
Gruppe des Schemas (vgl. z.B. SozR Nr. 105 zu 5 1246 RVG).

Der äußerliche Vergleich vorgeschriebener Berufsqualifikatio-

nen bestimmt mithin nach dieser Rechtsprechung nicht die
Einordnung in das thrstufenchema.
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Dieses Schema ist nach alledem nichts anderes als ein

Hilfsmittel, den 5 1246 Abs. 2 BVD auf der Grundlage der

vom Gesetz vorgegebenen Leitlinien auch für die Massenvér-

waltung der gesetzlichen Rentenversicherungen sinnvoll handhab-

bar zu machen und dabei zugleich den Ansprüchen an Rechts-

sicherheit und gleichmäßige Sachbehandlung zu genügen.

Dabei entzieht sich einer starren dogmatischen Festlegung,

wie viele "Stufen" das Schema zu umfassen habe. Hierfür

sind die Gegebenheiten der Berufswelt entscheidend. Der

Senat übersieht nicht, daß nach 5 25 des Berufsausbildungs-

gesetzes (BBiG) vom 14. August 1969 (BGBl I 1112) die
frühere Unterscheidung zwischen anerkannten Lehr— und an-
erkannten Anlernberuf aufgegeben worden ist und nunmehr nur
noch von Ausbildungsberufen gesprochen wird. Im Hinblick

darauf, daß die Dauer der berufsqualifizierenden Ausbil-

dung bei den einzelnen Ausbildungsberufen erheblich
,differiert (vgl. das Verzeichnis der anerkannten Ausbil—

dungsberufe nach 5 50 BBiG, herausgegeben vom Bundesminister

für Bildung und wissenschaft, Stand 1. Juli 1975) und die
Unterscheidung zwischen anerkannten Lehr— und anerkannten

Anlernberuf nach € 108 BBiG weiterhin bedeutsam ist, er—
scheint es nach wie vor sinnvoll, zur Ermittlung des quali-

tativen Wertes eines bestimmten Arbeiterberufes unter Ver-

wendung eines Schemas im Grundsatz an einer dreistufigen

Aufgliederung festzuhalten. Ein anerkannter Ausbildungs-

beruf mit einer vorgeschriebenen qualifizierenden Ausbil-

dung von mehr als zwei Jahren wird in der Regel wie ein

anerkannter Lehrberuf, ein anerkannter Ausbildungsberuf mit

einer vorgeschriebenen Ausbildung von ein bis zwei Jahren

in der Regel wie ein anerkannter Anlernberuf zu behandeln

sein. Eine Ergänzung, Abänderung oder Bereicherung des

Mehrstufenschemas nach den Anforderungen und Bedürfnissen
der Berufswelt hält der Senat'3edoch für möglich und zu—

lässig. So könnte zum Beispiel daran gedacht werden, Arbei-

ter, deren Tätigkeit nach ihrer Bedeutung im Betrieb und/
oder nach ihren besonderen positiv zu bewertenden Merkmalen

qualitativ die des Facharbeiters noch überrsgt — wie etwa
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Meister im Arbeiterverhältnis oder bestimmte Vorarbeiter-„

einer noch oberhalb der normalen oberen Gruppe des Schemas

einzufügenden Stufe zuzuordnen.

Bei alledem ist demMißverständnis entgegenzutreten, %1246
Abs. 2 Satz 2 EVO verstehe unter bisherigen Beruf oder
bisheriger Berufstätigkeit die konkret vom Versicherten

an einem bestimmten Arbeitsplatz verrichtete Arbeit. Nicht

auf die individuell von Versicherten erbrachte Arbeits—

leistung kommt es an, sondern abstrakt betrachtet auf den

vom Versicherten ausgeübten Beruf, auf die von ihm ver—
richtete Berufstätigkeit als solche. Dies folgt zunächst

schon daraus, daß eine Messenverwaltung, wie sie die Träger
der gesetzlichen Rentenversicherungen zu bewältigen haben,

die vielfältigen Besonderheiten einer individuellen Arbeits-
leistung des Versicherten ebensowenig wie die Besonderheiten

4
eines bestimmten Arbeitsplatzes überblicken und im Einzel-
fall praktisch auch nicht aufklären können. Dies kann der

Gesetzgeber nicht übersehen haben. Gesetzeskonstruktiv

ergibt sich dies aus 5 4246 Abs. 2 Satz 4 EVO: Diese Ver-
schrtt verlangt den Vergleich der vollen mit der verblie—

benen Erwerbstätigkeit, wobei als volle Erwerbstätigkeit

diejenige eines gesunden Versicherten nit ähnlicher Aus—

bildung und gleichwertigen Kenntnissen und Fähigkeiten zu
setzen ist. Die Vorschrift geht also von der durchschnitt-

lichen vollen Erwefbsfähigkeit einer Gruppe aus, läßt mit-

hin bewußt die besonderen Verhältnisse einer individuellen

Arbeitsleistung und die besonderen Gegebenheiten eines be-

stimmten Arbeitsplatzes unberücksichtigt (vgl. BSG SczR

2200 5 1246 Nr. 4). Im übrigen stellt die vom Gesetzgeber
in Satz 2 aaO getroffene Formulierung ausreichend klar,
daß der Versicherte in der Beziehung zu seinem Beruf als
solchem geschützt wird und seine persönlichen-beruflichen

Stärken und Schwächen sowie die Vor— oder Nachteile seines

Arbeitsplatzes außer Betracht zu bleiben haben.

Der Umstand, daß der Gesetzgeber in 5 4246 Abs. 2 Satz 2
EVO auf die abstrakt betrachtete Berufstätigkeit abstellt,

_9_
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ermöglicht es, bei der vom Gesetz geforderten Ermittlung

der Qualität eines Berufes die Anschauung der am Berufs-

leben teilnehmenden Bevölkerungskreise, d.h. vorrangig der

Tarifpax-tner. zu berücksichtigen. Auch diese stufen die

Arbeitnehmer nach dem generellen Wert der von ihnen ausge-

übten Tätigkeiten lohnmäßig ein. So etwa erhält der Ha-

s6hinenwärter einen geringeren ierifldhn als der Hetallfadh-

arbeiter. Für die Konkrete Lohneinatufung berücksichtigen

die Tarifpartner ähnlich wie 5 1246 Abs. 2 Satz 2 RVG vor
allem die Bedeutung der Berufstätigkeit für den Betrieb und

ihre positiven oder weniger positiven Merkmale. Die tarif-

liche Einstufung vermag daher ein wichtiges Indiz für die

Bewertung der Qualität eines Berufes abzugeben. Wird.etwe
ein Beruf tariflich so hoch wie der bisherige Beruf des

Versicherten eingestuft, so wird dies vielfach als Beleg

dafür dienen können, daß den Berufstätigkeiten vergleiche

vbarer qualitativer Wert zugemessen worden ist. Anderes

gilt naturgemäß dann, wenn die relativ hohe Einstufung

eines Berufes auf die mit seiner Ausübung verbundenen'■eohe„

teile oder Erschwernisse zurückzuführen ist (z.B. Akkord—‚

Nacht— oder Schmutzarbeit und ähnliches). Die Tarifverträge
sind deshalb für die Ermittlung einer zumutbaren Verweisunge—

tätigkeit mit heranzuziehen (BSG SozR Nr. 17, 25, 26 zu

5 46 EKG;80, 105, 107, 110 zu 5 1246 nvo; zustimmendz.B.
■iegend, SGb 1975‚ 337. 338)—

Da es für die Ermittlung des Kreises der zumutbaren Tätig—

keiten nach 5 1246 Abs. 2 Satz 2 RVG auf die Qualität der
dem Versicherten nach seinen gesundheitlichen Kräften und

beruflichenKenntnissenundFähigkeitenmöglichenBerufs-
tätigkeiten ankommt, ist die Frage, welche Lohheinbuße der

Versicherte im Einzelfall in Kauf zu nehmenhat, insoweit
ohne Bedeutung. Anders als % 12%6 ■bs. 1 Satz 2 BNDstellt
es zwar 5 1246 Abs. 1 Satz 1 BVD auf eine Minderung der

Erwerbsfähigkeit (nur) auf weniger als die Hälfte dessen,
was ein gesunder vergleichbarer Versicherter erwerben kann,

ab. Abgesehen davon. daß die gesetzliche Voraussetzung
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praktisch ohne Bedeutung ist, weil selbst ungelernte Ar—

beiter mehr als 50 % dessen was ein Facharbeiter verdient,

erwerben können, falls sie vollschichtig arbeiten, geht

es jedenfalls nicht anlbei Anwendungdes 5 1246 Abs. 2
EVO überhaupt eine andere Grenze der zulässigen Lohnminderung

festzulegen. Rechtlich unstetthatt ist es vor allem, bei

Überschreiten einer Lohneinbuße von 20 v.H. Berufsunfähigkeit

anzunehmen, wie dies der erkennende Senat des Berufungsge-

richte in ständiger Spruchpraxis tut. Hierbei wird übersehen,

daß damit aus dem System der abgestuften Renten in den Zwei-

gen der gesetzlichen Rentenversicherung die Bergmannsrente

wegen verminderter bergmännischer Berufsfähigkeit nach 5 45
Abs. 1 Nr. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes (RKG) eliminiert
würde: Erst eine Lohndifferenz von mehr als 20 v.H. recht-

fertigt regelmäßig die Annahme, daß der Versicherte eine

andere im wesentlichen wirtschaftlich gleichwertige Arbeit

im Sinne des 5 45 Abs. 2 RKGnicht mehr ausübt (vgl. BSG
in SozR Nr. 26, 52, 37 zu 5 45 REG). Das Bestreben, Berufs-
unfähigkeit beim Uhterschreiten einer bestimmten, über der

"Lohnhälfte" liegenden Lohnminderungsgrenze zu verneinen,

kann letztlich deswegen nicht gebilligt werden, weil dadurch

der dem bisherigen Beruf durch 5 4246 Abs. 2 Satz 2 RVG ver—
'liehene Schutz beseitigt würde; dieser Schutz besteht

— wie dargelegt - darin, daß das Gesetz dem Versicherten

nur solche Tätigkeiten zumutet, die der Qualität des bis—

herigen Berufes angemessen entsprechen.

Nach dem dem vorliegenden Fall zugrunde liegenden Sachver—
halt könnte der Kläger auf Grund der soeben dargestellten

Rechtsprechung des BSG nur dann nicht der oberen Gruppe'>

des "Schemas" zugeordnet werden, wenn die die Qualität des
Waldfacharbeiterberufes kennzeichnenden, positiv zu be—

wertenden Anforderungen als so gering angesehen werden,
daß sie denen der im allgemeinen der oberen Berufsgruppe

zuzuordnenden Berufe nicht ernsthaft vergleichbar wären.

Das ist aber nicht der Fall. Der Ausbildungsberuf in der

-»|/|-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 41 -

Forstwirtschaft ist zwar — auf Grund des 5 25 BBiG — erst
durch die Verordnung vom 27. Februar 1974 (BGBl I 453, 833)

unter der Bezeichnung "Forstwirt" bundeseinheitlich aner—
kennt und geregelt. Schon vorher war indessen der Lehrberuf

Waldfacharbeiter_in den einzelnen Ländern durch besondere

Bestimmungen staatlich anerkannt und der Ausbildungsgang

festgelegt (vgl. hierzu die Übersicht in dem Verzeichnis

der anerkannten Ausbildungsberufe, Stand 1. Juni 1973,
S. 58, 59). Diese Länderbestimmungen verlangten eine zumin—

dest drei Jahre, häufig auch vier Jahre dauernde Ausbildung

mit Prüfungsabschlüssen. Für den Kläger, im Lande Nieder—

sachsen beschäftigt, galten zur Zeit der Ablegung der Wald—

facharbeiterprüfung im Jahre 1965 die mit der Allgemeinen

Verfügung 9 des Reichsforstmeisters vom 2. März 1940

- P 2504
- bekanntgegebenen Vorschriften, und zwar insbe-

sondere die Bestimmungen für die Ausbildung der Waldfach-

arbeiter (ABN). Danach gliedert sich die Ausbildung zum
Waldfacharbeiter in eine zweijährige Waldfacharbeiterlehr-
zeit mit Prüfungsabschluß und eine anschließende zwei Jahre

umfassende Valdarbeitergehilfenzeit, die mit der Facharbei—

terprüfung abzuschließen war. Eine berufliche Qualifikation,

die im Regelfalle erst nach vier Jahre dauernder Ausbildung

und Ablegung mehrerer Prüfungen erworben werden kann,

steht der Berufsqualifikation eines Facharbeiters im Ge-

werbe oder Industrie nicht nach. Der Kläger ist daher mit

seinen bisherigen Beruf als Waldfacharbeiter der oberen
Gruppe des Schemas zuzuordnen.

Etwas anderes läßt sich auch nicht aus der Tatsache schlie—
ßen, daß der Kläger bereits nach einer weniger als zwei

Jahre dauernden Beschäftigung als Waldarbeiter beim Kloster-

forstamt Göttingen 1965 die Waldfacharbeiterprüfung abgelegt

hat. Der Kläger.ist — nur unter Berücksichtigung des Um-

standes, daß er bereits in seiner Heimat von 1956 bis 1961
als Waldarbeiter tätig gewesen ist - auf Grund der für
langjährig berufserfahrene Waldarbeiter geltenden Sonder-

bestimmungen zur Facharbeiterprüfung zugelassen werden. Nach
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Abschnitt IV Abs. 1 Unterabsatz f des Runderlasses des

Niedersächsischen Ministers für Ernährung, Landwirtschaft

und Forsten vom 49. November 4965 (Niedersächsisches

Ministerialblatt S. 1014) können Waldarbeiter “mit mehr

als drei Dienstdahren" zum Lehrgang auf die Vorbereitung

zur Waldfacharbeiterprüfung zugelassen werden, wobei mit

einer Sondergenehmigung Beschäftigungen außerhalb der

Forstverwaltung des Landes Niedersachsen und des Allge—

meinen Hannoverschen Klosterfonds berücksichtigt werden

können (vgl. Abschnitt IV Abs. 4 Unterabsatz a/bb und
Unterabsatz d aaO). Eine solche Genehmigung ist dem Klä—

ger erteilt werden. Da der Kläger nur auf Grund langjähri—

ger einschlägiger Berufserfahrung ohne Zurücklegung der
Regelsüsbildung

zur Waldfacharbeiterprüfung zugelassen

werden ist, läßt sich aus der Art, wie er die Qualifika-

tion für diesen Beruf erworben hat, nicht;gegen dessen

Einstufung in die obere Stufe des Schemas entnehmen.

Die tatsächlichen Feststellungen des LSG reichen nicht

aus, um entscheiden zu können, ob der Kläger nach alle—

dem berufsunfähig ist. Das LSG hat sich darauf beschränkt,

den Kläger auf Arbeiten der Lohngruppe VI (jetzt V) des
Lohntarifvertrages für die Niedersächsische Metallindu-

strie vom 44. Dezember 1971 zu verweisen. Indessen
kann nicht auf eine Lohngruppe, sondern nur auf be—
stimmte Tätigkeiten einer Lohngruppe verwiesen werden.

Konkrete Feststellungen aber, welche Tätigkeiten der

genannten Gruppe der Kläger nach seinen gesundheitli-
chen Kräften und nach seinen beruflichen Fähigkeiten noch

verrichten kann, fehlen. Das Berufungsgericht selbst betont,
daß der Kläger aus gesundheitlichen Gründen nicht für alle
Tätigkeiten der.genannten Lohngruppe in Betracht kommt. Ein-

zu kommt, daß die Lohngruppe VI aaO Arbeiten betrifft, die
"eine Anlernung und eine gewisse Fertigkeit und eine gewisse
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Übung und eine gewisse Erfahrung voraussetzen■. Nach

allem bedarf es der tatriehterlichen Feststellung, welche

— ggf. auch berufsfremden - Tätigkeiten der oberen, der.

mittleren sowie welche herausragenden Tätigkeiten der

unteren Gruppe des Schemas der Kläger in gesundheitlicher

Hinsicht und nach seinem beruflichen Können noch ver— '

richten kann. Deshalb war das angefochtene Urteil aufzu-

heben und die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückzuverweisen.

Das LSG wird hierbei im Rahmen einer notwendig werdenden

Prüfung, welche Tätigkeiten der unteren Gruppe des

Schemas aus den allgemeinen Bereich der ungelernten Tätig— '
keiten so positiv hersusragen, daß sie die Verweisung

eines Angehörigen der oberen Berufsgruppe auf sie für zu-
mutbar erscheinen lassen, die einschlägige Rechtsprechung

des erkennenden Senats zu berücksichtigen haben. Danach

kommt es darauf an, ob diese_Tätigkeiten in ihrer betrieb-
lichen Bedeutung angelernten Tätigkeiten gleichsteh0n.

Hierbei wird es vielfach von Bedeutung sein, ob sie ebenso
wie diese tariflich eingestuft sind (Urteil des erkennenden
Senats vom 24. Oktober 4975 - 5 RJ 55/75 -). Bei der
Prüfung der Frage, welche Tarifverträge für die Ehlittlung

der Qualität bestimmter Berufe herenzuziehen sind, wird

das LSG so zu verfahren haben, daß in erster Linie in dem
für den Kläger in bezug auf seinen bisherigen Beruf (Haupt-

beruf) maßgebenden Tarifvertrag nachgeforscht wird. Falls

sich hier keine für den Kläger in Betracht kommende Ver—

weisungstätigkeit findet, sind insbesondere hinsichtlich

der Höhe der tariflichen Einstufung vergleichbare andere
Tarifverträge desselben Tarifbezirks heranzuziehen. Das

LSG wird hierbei, wenn eben möglich, zunächst zu versuchen
haben, Verueisungetätigkeiten zu finden, die den Haupt-

heruf des Klägers verwandt sind; erst wenn sich solche
Tätigkeiten nicht finden lassen, wird es andere Verweieunge—
bernfe zu berücksichtigen haben.JLaw – Gesetze und Urteile
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Nach alledem war zu entscheiden wie geschehen und der

Rstenausepruch der abschließenden Entscheidung vorzu—
behalten.
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